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Medizinische KI darf nicht
an der Grenze haltmachen
Der Rückzug künstlicher Intelligenz im Gesundheitssektor
aus der EU wirft eine grundsätzliche Frage auf: Wer darf
sie nutzen? Der Zugang zu wissenschaftlicher Evidenz soll
nicht vom Aufenthaltsort der Ärztinnen und Ärzte abhängen.
Gastkommentar von Petra Stute und Sarah Montani

KI hat auch im medizinischen Alltag Einzug gehal-
ten. Plattformen durchsuchen medizinische Litera-
tur innert Sekunden und fassen Studien zusammen.
Eine solche Plattform ist «Open Evidence», sie ist
allerdings derzeit in der EU und im Vereinigten
Königreich – anders als in der Schweiz – nicht ver-
fügbar. Der Zugang wird mittels Geoblocking ge-
sperrt. Die Plattform verweist auf regulatorische
Unsicherheiten im Zusammenhang mit der euro-
päischen AI Act: Systeme, die medizinische Ent-
scheidungen unterstützen, gelten als Hochrisiko-
KI, weil fehlerhafte Empfehlungen Folgen für
Patientinnen und Patienten haben können.

Die AI Act stellt an Hochrisiko-KI hohe Anfor-
derungen hinsichtlich der Transparenz und der
menschlichen Kontrolle. Ob eine medizinische KI
darunter fällt, ist Gegenstand juristischer Debatten.
Darin zeigt sich ein regulatorisches Paradox: Je stär-
ker KI medizinische Entscheide von Ärztinnen und
Ärzten unterstützt, desto strenger werden die regu-
latorischen Anforderungen.

Was aber geschieht, wenn Regulierung zwar
Risiken reduzieren will und dabei gleichzeitig nütz-
liche Werkzeuge aus der Versorgung verdrängt?
Die Medizin produziert heute mehr Wissen, als ein-
zelne Menschen überblicken können. Pub Med, die
weltweit grösste Datenbank biomedizinischer Lite-
ratur, umfasst mehr als 40 Millionen Einträge. Täg-
lich kommen über 4000 neue wissenschaftliche
Publikationen hinzu. Keine Fachperson kann diese
Informationsflut aufnehmen. Gerade hier liegt der
Nutzen medizinischer KI.

Die Menopause ist dafür ein Beispiel: Viele
Frauen verbringen heute mehr als ein Drittel ihres
Lebens nach der letzten Menstruation. In der medi-
zinischen Versorgung und in der Gesundheitspoli-
tik bleibt das Thema dennoch unterrepräsentiert.
An fehlender Evidenz liegt es nicht: Internationale
Leitlinien bestehen, wirksame Therapien ebenfalls.
Die Menopause ist mehr als ein hormoneller Über-
gang mit Hitzewallungen. Sie kann das Risiko für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Osteoporose und
Stoffwechselstörungen beeinflussen und wirkt sich
auch auf die psychische und kognitive Gesundheit
aus. Eine Begleitung dieser Lebensphase ist des-
halb Teil der Präventionsmedizin. Im angelsächsi-
schen Raum wird dieser Ansatz unter dem Begriff
«preventive economy» diskutiert. Prävention er-
scheint dabei als Investition in Gesundheit,Arbeits-
fähigkeit und langfristige volkswirtschaftliche Sta-
bilität. KI kann diesen Ansatz unterstützen, indem
sie den Transfer wissenschaftlicher Evidenz in die
klinische Praxis beschleunigt.

KI ist nicht objektiv, sie ist so gut wie die Daten,
aus denen sie lernt. Doch diese Daten spiegeln die
blinden Flecken der Medizin: Frauen waren in kli-
nischen Studien über Jahrzehnte untervertreten.
Herz-Kreislauf-Erkrankungen wurden am männ-
lichen Körper erklärt; Endometriose und Auto-
immunerkrankungen bei Frauen werden bis heute
oft spät erkannt.Werden solche Daten unkritisch in
KI-Systeme übergeführt, können bestehende Ver-
zerrungen digital fortgeschrieben werden. Richtig
eingesetzt, kann KI jedoch genau diese Lücken
sichtbar machen und dazu beitragen, sie systema-
tisch zu schliessen.

Die Schweiz befindet sich in einer besonderen
Lage. Sie liegt geografisch mitten in Europa, ist aber
nicht unmittelbar Teil des europäischen AI-Act-
Regimes. Daraus ergibt sich ein regulatorischer
Spielraum, jedoch keine Regulierungsfreiheit. Be-
sonders sensitiv ist der Umgang mit klinischen
Patientendaten. Entscheidend ist, unter welchen
Voraussetzungen medizinische Informationen in
KI-Systeme eingegeben werden dürfen, ob sie zu-
vor anonymisiert werden müssen und wo sie verar-
beitet und gespeichert werden. Solche Fragen be-
treffen den Datenschutz und das ärztliche Berufs-
geheimnis. Ob die Schweiz zu einem Standort für
verantwortungsvoll regulierte medizinische KI wird
oder zu einem regulatorischen Ausweichstandort,
hängt davon ab, wie sie diesen Spielraum nutzt.

Der Wert medizinischer KI liegt im schnelleren
Wissenstransfer. Sie ersetzt das ärztliche Urteilsver-
mögen nicht, sondern erweitert dessen Grundlage.
Gerade in der Frauengesundheit ist dieser Transfer
entscheidend. Endometriose betrifft weltweit rund
190 Millionen Frauen und Mädchen; bis zur Dia-
gnose vergehen im Durchschnitt noch immer
6,6 Jahre.Auch die Menopause ist kein Randthema:
30 Prozent der Frauen in den Wechseljahren fällen
die einsame Entscheidung, das Pensum zu reduzie-
ren, zu kündigen, die Führungsaufgabe abzulehnen
oder sich frühzeitig pensionieren zu lassen.

Aus medizinischer Sicht ist das besonders bitter,
weil wirksame Behandlungen vorhanden sind und
die Erfolgsquote sehr hoch ist. Der Fortschritt der
KI kann darin liegen, dass zwischen wissenschaft-
licher Erkenntnis und ihrer Anwendung nicht mehr
Jahre vergehen. Medizinische KI wirft daher nicht
nur technische und regulatorische Fragen auf. Ent-
scheidend ist auch der Zugang:Wie universell kann
Medizin sein, wenn der Zugriff auf wissenschaft-
liche Evidenz an nationalen Grenzen endet?
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tin und stellvertretende Chefärztin für gynäkologische Endo-
krinologie und Reproduktionsmedizin der Frauenklinik am
Inselspital Bern; Sarah Montani ist Juristin und Forscherin
zu KI und Gesellschaft. Sie gründete Weblaw und war wäh-
rend 25 Jahren Herausgeberin von «Jusletter».

Es gibt Alternativen
zu den Pestiziden
Die Belastung durch chemischen Pflanzenschutz in der
Landwirtschaft verlangt nach konsequentem Handeln.
Gastkommentar von Lukas Pfiffner und Adrian Müller

Seit den 1950er Jahren findet chemischer Pflanzen-
schutz grossflächige Verbreitung. Inzwischen ist
klar, dass er die Biodiversität und die Gesundheit
von Lebewesen und Ökosystemen massiv beein-
trächtigt – und dies noch lange tun wird. Durch den
jahrzehntelangen Einsatz reichern sich die synthe-
tischen Mittel in den Böden an, werden verfrachtet
und belasten weiträumig Gewässer, Naturflächen
und urbane Räume.

Diese Zusammenhänge und Umstände, insbeson-
dere auch die für Menschen gesundheitsschädigen-
den Aspekte, sind vielfach belegt und werden laufend
um neue wissenschaftliche Erkenntnisse ergänzt.
Allerdings ist der uneingeschränkte Einsatz von che-
mischem Pflanzenschutz in der Landwirtschaft nicht
alternativlos. Negative Auswirkungen können durch
praxistaugliche und wirtschaftliche Alternativen ver-
mieden werden, die bereits vielfach erprobt sind.

Präventive Methoden fördern

Grundlage dafür bildet das Prinzip präventiver statt
reaktiver Massnahmen – und dessen konsequente
Umsetzung. Zum Massnahmenkatalog gehören da-
bei die Wahl robuster Sorten, massvolle Düngung,
diversifizierter Anbau mit vielfältigen Fruchtfolgen
sowie der Einsatz funktioneller Biodiversität. Dar-
aus ist keine totale Absage an Pestizide abzuleiten.
Der Einsatz von hochselektiven, unproblemati-
schen Pflanzenschutzmitteln, die geringe oder gar
keine Nebenwirkungen (Low-Risk-Pestizide) auf-
weisen, bleibt zentral. Dazu kommen selektive Bio-
kontrollorganismen wie Pilze, Nematoden, Insek-
ten und andere Nützlinge.

Dieser nachhaltige Pflanzenschutz wird schon
länger in der Praxis angewendet. So verfolgt der
Biolandbau seit Jahrzehnten einen gesamtbetrieb-
lichen und wirtschaftlich erfolgreichen Ansatz, in-
dem er sich auf präventiven Pflanzenschutz fokus-
siert und diesen optimal mit Low-Risk-Pestiziden
kombiniert. Er wirtschaftet ohne chemisch-synthe-

tische Pestizide und verursacht bedeutend weniger
Schäden bei Menschen, Tieren und in der Umwelt.
Diese agrarökologischen Konzepte mit System-
charakter werden in der landwirtschaftlichen Bera-
tung und Ausbildung noch viel zu wenig beachtet
und in der Praxis zu selten angewendet.

Trotz den vorhandenen Forschungsergebnissen
und den erprobten agrarökologischen Möglichkeiten
verfügt die heutigeAgrarpolitik nicht über das Instru-
mentarium, um die natürlichen Ressourcen und die
menschliche Gesundheit konsequent zu schützen.Die
Zulassungsverfahren müssen reformiert werden.
Häufig werden Pestizide noch immer ohne detaillierte
Kenntnisse ihrer umwelt- und humantoxikologischen
Effekte in echten Begebenheiten (Pestizid-Cocktails)

beurteilt. Realistische, umfassende Risikobewertun-
gen und -profile mit wissenschaftlich basierten Grenz-
werten sind dringend nötig. Zudem sind die verwen-
deten Indikatoren nicht zielführend. Die offizielle
Statistik mit Mengenangaben bildet die zunehmend
höhere Giftigkeit neuer Pestizide und die potenziell
problematischen Interaktionen von Cocktails aus
verschiedenen Wirkstoffen nicht ab.

Dänemark, Schweden und Norwegen setzen seit
Jahren mit Erfolg Lenkungsabgaben auf Pestizide
um. Je höher das Risiko eines Pestizids, desto höher
ist die Abgabe. Diese nationalen Lenkungsabgaben
geniessen grosse Akzeptanz bei den Landwirten
und haben zu einer signifikanten Reduktion pro-
blematischer Pestizide geführt. Die Schweiz braucht

ein nationales, koordiniertes Pestizid-Monitoring,
das die Toxizität auch im Kontext von Wirkstoff-
Cocktails berücksichtigt. Diese Umweltdaten soll-
ten frei zugänglich sein und in evidenzbasierte
regulatorische Entscheidungen integriert werden.
Die Niederlande kennen ein solches System, das
nach der Zulassung ein Umwelt-Monitoring vor-
sieht, um gegebenenfalls situativ die Zulassung und
die Grenzwerte anzupassen.

Low-Risk-Pestizide und Nützlinge sollten mit
einer Empfehlungsliste gefördert werden. Zentral ist
dabei eine vereinfachte und ihrem geringeren Risiko
angepasste zügige Zulassung, wie sie eine kürzlich
an den Bundesrat überwiesene Motion des Mitte-
Chefs und Nationalrats Philipp Matthias Bregy for-
dert. Wobei diese auch Vereinfachungen für poten-
ziell sehr schädliche Pestizide bewirken könnte.

Der freie Markt in der Offensive

Entlang der Wertschöpfungskette sind auch die
Marktakteure gefordert, sich noch viel stärker für
den nachhaltigen Pflanzenschutz und somit für
rückstandsfreie Lebensmittel einzusetzen. Coop
und Bio Suisse haben im Bio-Bereich schon in den
1990er Jahren damit begonnen; auch haben Migros,
Hiestand und IP-Suisse dazu beigetragen, indem sie
den pestizidfreien Getreideanbau lanciert und
marktfähig gemacht haben.

Die hohe Pestizidbelastung bedingt ein konse-
quentes Handeln. Letztlich braucht es wirkungs-
volle Massnahmen und den Willen zur Umsetzung.
Zentral sind umweltbezogene Zulassungsverfahren
und nationale Monitoring-Programme mit wissen-
schaftlich basierten Grenzwerten. Hinzu kommen
Pestizidsteuern, die Förderung von präventiven An-
sätzen sowie die Aus- und Weiterbildung als Pfeiler
einer zukunftsfähigen Landwirtschaft.

Lukas Pfiffner und Adrian Müller arbeiten am Schweizer
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Frauen waren in klinischen Studien über Jahrzehnte untervertreten. Es mangelt an Daten. JOSE VARGAS / REUTERS

KI ist nicht objektiv,
sie ist so gut wie die Daten,
aus denen sie lernt. Doch
diese Daten spiegeln die
blinden Flecken der Medizin.




